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Raumordnung und Raumentwicklung in Bund und Ländern neu ausrichten 

 

ZUSAMMENFASSUNG 

Die Lebensverhältnisse in den Regionen Deutschlands entwickeln sich immer weiter 

auseinander. Festmachen lässt sich dies an zunehmenden Unterschieden beim Einkommen 

und bei der Arbeitsplatzentwicklung, bei Bevölkerungsentwicklung und Durchschnittsalter so-

wie bei der (digitalen) Infrastrukturausstattung und der öffentlichen Daseinsvorsorge. In den 

wachsenden und wirtschaftsstarken Räumen wird Wohnraum knapp, Mieten und Immobilien-

preise steigen sprunghaft. Deutlich günstiger sind die Wohnkosten in den Schrumpfungsregio-

nen. Dafür belasten dort hohe Leerstände und eine unterausgelastete Infrastruktur Städte und 
Gemeinden. Doch Wachstum und Schrumpfung sind nicht gleichzusetzen mit Stadt und 

Land. Zudem treten vermehrt kleinräumige Disparitäten auf. 

Und auch die Umsetzung nationaler Politikziele, wie das „30-ha-Ziel“ oder die Klima-

schutzziele, lassen sich nicht gleichmäßig auf Regionen und Branchen verteilen. Sie 

sind in hohem Maß an Flächen und Raum gebunden. Jede Maßnahme – seien es Flächen für 

Windräder oder Biomasse, neue Stromtrassen, mehr Retentions- und Überflutungsflächen 

oder der Braunkohleausstieg – ist für die einzelnen Teilräume mit unterschiedlichen Belastun-

gen verbunden. 

Gleichwertige Lebensverhältnisse lassen sich damit ohne stärkeres staatliches Handeln 

immer schwerer erreichen. Dafür muss vor allem die Raumordnung dringend gestärkt 

und mit wirkungsvolleren Instrumenten ausgestattet werden. Diese müssen integrierte 

Ansätze verfolgen, Interessen ausgleichen, demokratisch legitimiert und mit finanziellen Mit-

teln ausgestattet sein. 

Im Einzelnen schlägt der Deutsche Verband folgende Veränderungen vor: 

- Klassische Raumordnungsplanung stärker demokratisch legitimieren und den inte-

grierenden Ansatz zu Planungen der Gemeinden und Fachplanungen verbessern: 

Fachplanungen, Kommunen, Nichtregierungsorganisationen und Bürger müssen ihre 

raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und Interessen schon in die Erstellung der 

Raumordnungspläne einbringen. Zu einer stärkeren demokratischen Legitimierung der Re-

gionalplanung kann eine Direktwahl des Regionalrats durch die Bürger beitragen. 

- Regionalentwicklung integriert und planvoll betreiben: Um einen koordinierten Prozess 

der Regionalentwicklung mit den verschiedenen miteinander verknüpften raumbedeutsa-

men Maßnahmen von Kommunen, Wirtschaft und Fachplanung zu erreichen, sind insbe-

sondere in strukturschwachen Regionen integrierte Entwicklungskonzepte und andere 
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Formen der Kooperation erforderlich. Gelder von EU, Bund, Ländern und Kommunen soll-

ten nur auf Grundlage solcher Konzepte zum Einsatz kommen. 

- Raumordnung und Raumentwicklung besser verzahnen: Zur besseren Verzahnung 

raumbedeutsamer Planungen von EU, Bund, Ländern und Kommunen müssen Regional-

planung und Regionalentwicklung besser abgestimmt werden. Die nationalen Instrumente 

der Regionalentwicklung und Strukturförderung, vor allem die beiden Gemeinschaftsaufga-

ben, müssen stärker auf die Bedürfnisse der Regionen ausgerichtet werden. Zudem wird 

ein neues Instrument für eine koordinierte und integrierte Fördermittelvergabe für struktur-

schwache Räume gebraucht.  

- Zusätzliche Instrumente zur Entwicklung und Sanierung von Raumfunktionen: Die 

Raumordnung benötigt aber auch selbst gesonderte Finanzierungsinstrumente, etwa für die 

Entwicklung und Sanierung größerer Gebiete außerhalb der Siedlungsräume. Dazu sollte 

das Raumordnungsrecht analog zum Städtebaurecht durch ein besonderes Maßnahmen-

recht ergänzt werden. 

- Rolle der Bundesraumordnung zur Verbesserung des regionalen Ausgleichs stärken: 

Für Aufgaben mit bundesländerübergreifenden Wirkungen (z.B. Hochwasserschutz) oder 

mit unterschiedlichen Be- und Entlastungen für einzelne Regionen, sind verbindlichere Vor-

gaben des Bundes zur näheren räumlichen Ausgestaltung der Länder erforderlich. 

Zur Stärkung einer räumlich integrierten Raumordnungs- und Raumentwicklungspolitik 

sollte die Raumordnung darüber hinaus mit Fachbereichen, die die verschiedenen Stu-

fen einer räumlich integrierenden Planungen darstellen, in einem Ministerium vereint 

sein. Dies gilt insbesondere für den Bund, in dem die Raumordnung wieder mit Stadt-

entwicklung, Wohnen und Bauen in einem Ressort zusammengeführt werden sollte, 

aber auch für die Landesministerien. 
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Raumordnung und Raumentwicklung in Bund und Ländern neu ausrichten 

 

LANGFASSUNG 

 
Ausgangssituation  

 

1. Die Lebensverhältnisse in den Regionen Deutschlands entwickeln sich immer weiter 

auseinander 

 

Die Verhältnisse in den rund 100 Regionen Deutschlands werden immer unterschiedlicher, 
auch teilräumliche Disparitäten werden ausgeprägter. In Wachstumsregionen nimmt die Be-
völkerung zu, das Arbeitsplatzangebot steigt und die Einkommen sind überdurchschnittlich. 
Dafür sind insbesondere bezahlbare Wohnungen knapp und die Mieten steigen sprunghaft. In 
der Folge besteht dort ein erheblicher Neubaubedarf. In den Schrumpfungsregionen gehen 
die Bevölkerung und die Arbeitsplätze zurück, nimmt der Leerstand zu, altert die Bevölkerung 
überdurchschnittlich und weist die Daseinsvorsorge immer größere Lücken auf; dafür sind die 
Mieten und die Kosten für den Erwerb eines Wohnhauses deutlich niedriger.  
 
Die Forderung nach gleichwertigen (nicht gleichartigen) Lebensverhältnissen in allen Regi-
onen Deutschlands wird ohne staatliches Handeln immer schwerer erfüllbar. 
 
Wachstums- und Schrumpfungsregionen sind dabei nicht gleichzusetzen mit ländlichen und 

städtischen Regionen. Es gibt sowohl ländlich strukturierte Wachstumsregionen (z.B. Bo-
denseeregion oder Emsland) als auch städtisch geprägte Schrumpfungsregionen, wie Teile 
des Ruhrgebiets. 
 

Beispiele für Disparitäten aus der Berichterstattung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR): 

Die Bevölkerung schrumpfte zwischen 2011 und 2014 in der Region Anhalt-Bitterfeld-
Wittenberg um 3 Prozent und wuchs in Berlin um 4,3 Prozent. Das Durchschnittsalter beider 
Regionen lag im Jahr 2014 bei 48,6 bzw. 42,4 Jahren.  

Die Arbeitsplätze nahmen zwischen 2009 und 2014 zwar in allen Regionen zu, aber in deut-
lich unterschiedlicher Intensität, nämlich in der Region Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg nur um 2,7 
Prozent, in Ingolstadt aber um 18,6 Prozent. 

Entsprechend unterschiedlich war auch das regionale Einkommen. So betrug 2014 das Me-
dianeinkommen in Vorpommern 2.027 Euro monatlich und in der Region Stuttgart 3.500 Euro. 

In Folge der sehr unterschiedlichen Nachfrage- und Angebotssituation auf den Wohnungs-
märkten reicht die Spanne bei den durchschnittlichen Neuvertragsmieten im ersten Halbjahr 
2016 von 4,24 Euro je qm Wohnfläche in Wunsiedel im Fichtelgebirge bis zu 15,52 Euro in 
München.  
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Auch die ärztliche Versorgung ist regional sehr unterschiedlich. So kamen 2014 auf je 
100.000 Einwohner in Dortmund 34 Allgemeinärzte und in Göttingen 64. 

Auch ist die Verfügbarkeit von digitaler Infrastruktur und schnellem WLAN nicht überall 
annähernd gleich. So lag der Anteil der Haushalte mit einem 50Mbit-Breitbandanschluss im 
Jahr 2015 bei 18,5 Prozent im Wartburgkreis und bei 99,6 Prozent in Regensburg. Eine flä-
chendeckende Versorgung mit einer Bandbreite von mindestens 50 Mbit /s will die Bundesre-
gierung bis Ende 2018 erreichen. 

 

 

2. Immer mehr nationale Politikziele lassen sich ohne regionalen Ausgleich nicht lösen 

 
Der Klimaschutz ist zwar ein globales Problem, zu seiner Lösung bedarf es jedoch auf inter-
nationaler Ebene verbindlich vereinbarter Ziele und konkreter nationaler Beiträge zu ihrer Ein-
haltung. Die von Deutschland zu erbringenden Beiträge zur Verminderung des Ausstoßes 
klimaschädlicher Emissionen lassen sich nicht gleichmäßig auf alle verursachenden Branchen 
und Regionen verteilen, sondern sind in hohem Maße an Fläche und Raum gebunden. So 
betreffen entsprechende Einsparziele in der Landwirtschaft stärker die ländlichen Räume, von 
Einsparzielen für Industrie und Gewerbe sind stärker verdichtete Räume betroffen. Die Pro-
duktion erneuerbare Energien aus Wind und Biomasse setzt große Flächen in dünn besiedel-
ten Regionen mit ausreichendem Abstand zur Wohnbebauung aber langen Transportwegen 
zu den Abnehmern in verdichteten Regionen voraus. Schließlich haben die notwendigen neu-
en Stromtrassen zum Transport von Windstrom von Nord nach Süd erhebliche räumliche 
Auswirkungen. All diese notwendigen Maßnahmen sind für die einzelnen Regionen mit unter-
schiedlichen Belastungen verbunden, die zu ihrer Durchsetzbarkeit mit einem regionalen Aus-
gleich oder einer regionalen Wertschöpfung verbunden sein sollten. Wer z.B. den Ausstieg 
aus der Verstromung von Braunkohle fordert, muss sich auch der Frage stellen, wie die Ent-
wicklung in den davon betroffenen Förderregionen künftig gestaltet werden soll.  
 
Ebenso regional und teils kleinräumig differenziert sind die aktuellen und vor allem zukünftigen 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels, wie 
z.B. vermehrte Extremniederschläge und Hochwasser, Trockenheit und Hitzewellen.  
 

Beispiel:  

2014 betrug die installierte Windleistung je Einwohner im Bayerischen Oberland 1,4 Watt und 
in Schleswig-Holstein Süd-West 6.836 Watt. 

 
Zu den nationalen Zielen mit erheblicher Raumrelevanz gehört auch die deutliche Reduzie-

rung der Flächeninanspruchnahme. Das bisherige „30-ha-Ziel“ war deshalb nur schwer 
umsetzbar, weil es Siedlungs-, Verkehrs- und Freiflächen zusammenfasste und sich damit 
nicht an einen, sondern zugleich an mehrere Fachbereiche wandte. Sollte es gelingen, dieses 
Ziel auf die drei Hauptverursacher aufzuteilen, müsste es anschließend auf die regionale Ebe-
ne herunter gebrochen werden. In der planerischen Praxis ist dies jedoch höchst problema-
tisch und würde wichtige Qualitätsaspekte ausblenden. So ist mancher Park und städtische 
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Garten für die Artenvielfalt und den Bodenschutz wertvoller als Agrarmonokulturen, weshalb 
ein neuer Indikator nur tatsächlich versiegelte Flächen erfassen sollte.  
 
Unabhängig davon, welche Indikatoren man im Einzelnen anwendet, wird man zum Ergebnis 
gelangen, dass die Flächeninanspruchnahme pro Einwohner in verdichteten Räumen geringer 
als in dünn besiedelten Räumen ist, der Flächenbedarf in verdichteten Regionen wegen zu-
nehmender Bevölkerung dafür aber umso größer. Diese Erkenntnisse in regionale Zielvorga-
ben für die Siedlungsflächenentwicklung umzusetzen, darf nicht dazu führen, dass struktur-
schwache ländliche Räume einen ihrer verbliebenen Standortvorteile in Form geringerer 
Grundstückskosten - z.B. für Wohneigentum - verlieren würden. Auch dies wäre daher ohne 
einen regionalen Ausgleich kaum möglich, wozu derzeit die Einführung eines Flächenzertifika-
tehandels erprobt wird. Die Siedlungsentwicklung ist auch in ländlichen Städten und Gemein-
den auf den Innenbereich zu konzentrieren. Um Leerstand zu vermeiden, sollte erhaltenswer-
te, aber modernisierungsbedürftige Bausubstanz Vorrang vor Neubauten haben. 
 

Beispiele: 

2014 betrug die Siedlungsdichte in der Region Altmark 582 Einwohner pro Quadratkilometer, 
in Berlin aber 5.541. 

Der Siedlungs- und Verkehrsfläche pro Kopf betrug für das Jahr 2014 in dünn besiedelten 
ländlichen Regionen 1.123 m² gegenüber nur 264 m² in kreisfreien Großstädten. 

Der Angebotspreis für ein gebrauchtes Standardeinfamilienhaus beträgt in der Region Hal-
le/Saale 83.873 Euro, in München aber 1.177.083 Euro, also rund das 14-fache. 

 
 
Stärkung und Neupositionierung von Raumordnung und Raumentwicklung 

 

3. Regionalplanung, Regionalentwicklung und regionaler Ausgleich brauchen wirksame 

Instrumente 

 

Diese höchst unterschiedlichen regionalen Entwicklungen und die Notwendigkeit, zur Durch-
setzung bundespolitischer Ziele für regionale Ausgleiche zu sorgen, führen zu der Forderung, 
dafür wirksame Instrumente zur Verfügung zu stellen. Diese Instrumente müssen integrierte 
Ansätze verfolgen, auf Ausgleich unterschiedlicher Interessen angelegt, demokratisch legiti-
miert und mit finanziellen Mitteln ausgestattet sein.  
 
 
4. Eine neu ausgerichtete Raumordnung und -entwicklung kann dazu wichtige Beiträge 

leisten 

 

Die Raumordnung hat bisher den Auftrag, den Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland 
und seine Teilräume durch zusammenfassende, überörtliche und fachübergreifende Raum-
ordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbe-



 

6 
 

deutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. Dieser An-
satz aus Planung, Zusammenarbeit und Abstimmung ist weiterhin wichtig, zugleich aber in der 
bisher praktizierten Form nicht effizient genug, um die immer größer werdenden Disparitäten 
ausgleichen zu können. Die klassischen raumordnerischen Instrumente müssen einerseits 
verbessert und andererseits um damit abgestimmte Instrumente der Regionalentwicklung er-
gänzt werden.  
 

4.1 Raumordnungsplanung stärker demokratisch legitimieren und den integrierenden 

Ansatz zu Planungen der Gemeinden und Fachplanungen verbessern 

 

Integrierte räumliche Planung lebt heute nicht mehr allein davon, dass qualifiziert ausgebildete 
Raumplaner in einem längeren Verfahren die raumrelevanten Fakten ermitteln und mit den 
unterschiedlichen Interessen der regionalen Akteure zu einem Ausgleich zu bringen suchen, 
verbunden mit der Erwartung, dass sich anschließend alle raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen an das so gefundene Ergebnis halten. Neben dem Aspekt einer fachlich qualifi-

zierten Planung treten heute gleichgewichtig der Aspekt der umfassenden Einbindung von 
Bürgern, Nichtregierungsorganisationen, Kommunen und Fachplanungen sowie die demokra-
tische Legitimation des Plans selbst. 
 
Auch bisher finden zu allen Raumplanungsentwürfen eine Beteiligung der Bürger, der Ge-
meinden und der Fachplanungsträger statt. Diese Beteiligungen beschränken sich aber weit-
gehend auf die Frage, ob der Plan die Interessen der Beteiligten negativ tangiert. Dabei wäre 
die Frage viel wichtiger, ob der Plan die Interessen aller Beteiligten angemessen wieder-

gibt. Um dies zu erreichen, müssten die Beteiligten zunächst ihre mittelfristig in der Region 
verfolgten raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ermitteln und bereits im Vorfeld der 
Raumplanung in den Planungsprozess einbringen. Dies setzt einen kontinuierlichen Aus-
tausch zwischen Bürgern, Nichtregierungsorganisationen, Gemeinden und Fachplanungsträ-
gern voraus und nicht nur aus Anlass der Erstellung eines Raumordnungsplans. Nur so kann 
der Raumordnungsplan zu einem wirklich integrierenden Plan werden, der möglichst alle 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in der Region enthält. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, muss insbesondere die Regionalplanung anders als bisher de-

mokratisch stärker legitimiert werden. In deren Gremien entsandte Vertreter der Gebiets-
körperschaften, Fachverwaltungen und Gruppen agieren stärker nach ihren eigenen lokal- 
oder fachspezifischen Belangen, so dass weniger der Interessenausgleich zum Wohle der 
gesamten Region im Vordergrund steht. Das kann sich dadurch ändern, dass der regionale 
Planungsrat unmittelbar vom Bürger gewählt wird und so auch zu einem höheren Regional-
bewusstsein beiträgt. Zumindest sollte seine Position gegenüber den Mitgliedsgemeinden ge-
stärkt werden. Bei direkt gewählten regionalen Institutionen ist das Gegenstromprinzips zu 
beachten, damit lokale Besonderheiten ausreichend in den Entscheidungsprozessen berück-
sichtigt werden. 
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4.2 Regionalentwicklung nicht sektoral, sondern integriert und planvoll betreiben 

 

Zur Umsetzung der Raumordnungsplanung müssen die verschiedenen Instrumente der 
Raumentwicklung entsprechend eingesetzt und mit der Raumordnungsplanung eng verknüpft 
gedacht und realisiert werden. Dies ist traditionell Aufgabe der Gemeinden, der Träger der 
Fachplanungen sowie von privaten Akteuren z.B. aus der Wirtschaft. Der bisherige Ansatz 
lautete: integriert planen, getrennt umsetzen. Viele der Umsetzungsmaßnahmen bedingen 
sich aber gegenseitig, Vorreiterprojekte sind erforderlich, damit andere mit ihren Investitionen 
nachziehen. Um einen solchen Prozess in Gang zu setzen, bedarf es besonders in struktur-
schwachen Regionen integrierter Entwicklungskonzepte und anderer Formen der Koopera-
tion. Insbesondere öffentliche Gelder für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen soll-
ten nur auf der Grundlage entsprechender integrierter Konzepte eingesetzt werden. Mittel für 
die Raumentwicklung sind zumeist ausreichend vorhanden. Diese müssen aber stärker koor-
diniert zum Einsatz kommen. Die Strukturfonds-Förderung der EU macht es uns vor. Integrier-
te operationelle Programme der Regionen sind Voraussetzung für den Einsatz von EU-Mitteln. 
Prioritätensetzung, räumliche Zusammenschau und Vernetzung der Projekte erbringen einen 
erheblichen regionalen Mehrwert.  
 

4.3 Raumordnung und Raumentwicklung besser verzahnen 

 

Um Raumordnung und Raumentwicklung besser zu verzahnen, braucht die Raumordnung 
zusätzliche Instrumente zur Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen. Wie das 
Städtebaurecht einen Allgemeinen Teil mit dem Schwerpunkt Bauleitplanung und einen Be-
sonderen Teil mit den Schwerpunkten Sanierung und Entwicklung von Gebieten enthält, 
braucht auch das Raumordnungsgesetz neben den Regeln über die Raumordnungsplanung 
ein besonderes Maßnahmenrecht zur Sanierung und Entwicklung größerer Gebiete außerhalb 
der Siedlungsräume einschließlich der dazu gehörenden Finanzierungsinstrumente. Zu über-
legen ist als subsidiäre Auffangregelung eine Bundesfinanzhilfe nach Art. 104b des Grundge-
setzes (in Analogie zur Städtebauförderung). Gerade hier ist ein kooperativer Planungsansatz 
unter Einbeziehung aller Interessen notwendig. Ein solches Instrumentarium findet sich zurzeit 
z.B. bei der Braunkohleplanung, sollte aber breiter einsetzbar werden für alle großflächigen 
Vorhaben außerhalb des unmittelbaren Siedlungsraums der Städte und Gemeinden, die mit 
dieser Aufgabe finanziell überfordert wären. Zu denken ist an großflächige Brachen ehemalig 
landwirtschaftlicher Betriebe, an die Flächen zur Gewinnung standortgebundener Rohstoffe 
genauso wie an die klimagerechte Anpassung großer landwirtschaftlich genutzter Flächen.   
 
Zum anderen bedürfen Raumplanung und die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahme 
der EU, von Bund, Ländern und Gemeinden der besseren Verzahnung. Die bisherigen 
Raumordnungsklauseln, wonach diese Planungen und Maßnahmen Ziele der Raumordnung 
zu beachten und Grundsätze zu berücksichtigen haben, reichen dazu nicht aus. Zwar kann die 
Raumplanung die Prioritäten der Fachplanungen nicht determinieren, notwendig ist aber ein 
verbesserter Dialog und mittelfristige Abstimmungsprozesse z.B. auf der Grundlage regionaler 
Entwicklungskonzepte.  
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Hilfreich wäre es für diesen Abstimmungsprozess zwischen Regionalplanung und Regional-
entwicklung, wenn die wichtigsten nationalen Instrumente der Regionalentwicklung besser auf 
die Bedürfnisse der Regionen ausgerichtet wären. Dies betrifft insbesondere die beiden Ge-

meinschaftsaufgaben Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes. Den strukturschwachen Regionen allein über die 
Bereiche Wirtschafts- und Agrarstruktur helfen zu wollen, ist aus heutiger Sicht zu kurz ge-
sprungen. Benötigt wird vielmehr ein neues Instrument für eine integrierte Fördermittelvergabe 
für strukturschwache Räume (wie z.B. die Regionalen in NRW), mit der Verpflichtung zu inte-
grierten regionalen Entwicklungskonzepten und einer Kooperation mit der Regionalplanung.  

 

4.4 Die Rolle der Bundesraumordnung zur Verbesserung des regionalen Ausgleichs 

stärken 

 

Klimaschutz, Ausbau der Energieinfrastruktur, multimodale, vernetzte Mobilitätsangebote, Be-
grenzung der Flächeninanspruchnahme, Hochwasserschutz an Länder übergreifenden Fluss-
systemen und andere Aufgaben lassen sich nicht mehr allein auf Ebene der Länder lösen. 
Notwendig sind verbindliche Mengenvorgaben und zum Teil auch gebietsscharfe Vorgaben 
des Bundes zur näheren räumlichen Ausgestaltung durch Länder und Regionen. Zugleich 
bedarf es eines Ausgleichs zwischen stärker belasteten und entlasteten Regionen. Die Bun-
desraumordnung soll gerade – gegen den Widerstand der Länder – die Aufgabe des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes an Ländergrenzen überschreitenden Flusssystemen überneh-
men. Damit der Unterlieger vor Hochwasser besser geschützt wird, müssen die Oberlieger 
zusätzliche Retentionsflächen ausweisen und anlegen. Das ist ein richtiger Ansatz, wird aber 
nur funktionieren, wenn zugleich ein Ausgleich zwischen dem handlungspflichtigen Oberlieger 
und dem entlasteten Unterlieger erfolgt. Eine Planung, die dies unberücksichtigt lässt, läuft 
Gefahr, an der Umsetzung zu scheitern. Die Bundesraumordnung braucht für diese Fälle Re-

gelungen und Finanzmittel, die diesen Ausgleich ermöglichen.  
 
Für eine stärkere Harmonisierung der unterschiedlichen Landesplanungssysteme sollte die 
Bundesraumordnung darauf hinwirken, die Raumordnungspläne der Länder vergleichbarer 
und damit bürgerfreundlicher zu gestalten. Dies gilt z.B. für die zu verwendenden Planzeichen, 
aber auch für das System der Zentralen Orte. 
 
 
5. Raumordnung in Bund und Ländern ministeriell sinnvoll zuordnen   

 
Zur Stärkung einer räumlich integrierten Raumordnungs- und Raumentwicklungspolitik sollte 
die Raumordnung gemeinsam mit Fachbereichen, die die verschiedenen Stufen einer räum-
lich integrierenden Planungen darstellen, in einem Ministerium vereint sein. Dies gilt insbe-
sondere für den Bund, in dem die Raumordnung wieder mit Stadtentwicklung, Wohnen und 
Bauen in einem Ressort zusammengeführt werden sollte, aber auch für die Landesministerien.  
 


